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Die Schweiz hat in einer Volksabstimmung                
gegen die Begrenzung der Bevölkerungszahl auf 
10 Millionen gestimmt. Wie geht es nun weiter?  
 

Nicoline Lavanchy 
 
Am Sonntag, dem 14. Juni 2026, fällten die Schweizer Stimmbürger und Kantone ein klares Urteil 
über die Initiative der Schweizerischen Volkspartei (SVP) zur Begrenzung der Wohnbevölkerung 
der Schweiz auf 10 Millionen (10-Millionen-Initiative): 54,8 % stimmten dagegen, und die Initiative 
erreichte keine Mehrheit der Kantone (Ständemehr). Die Wahlbeteiligung lag bei 58,9 % und damit 
deutlich über dem nationalen Durchschnitt von 48,5 %, der für Volksabstimmungen im Zeitraum 
2020–2024 verzeichnet wurde1. Die hohe Wahlbeteiligung dokumentiert, wie stark diese Frage lan-
desweit die Gemüter bewegt. Wie in unserer vorherigen „Genfer Depesche“2 dargelegt, hätte die 
Initiative die Schweiz dazu verpflichtet, die Einwanderung zu begrenzen und letztendlich das Ab-
kommen über die Personenfreizügigkeit mit der EU zu kündigen, um die Bevölkerungszahl bis 
2050 unter einer festgelegten Obergrenze zu halten. Die Schweizer Stimmbürger haben diesen 
Weg abgelehnt. Die Frage stellt sich nun, wie es weitergeht? 

 
 
Die Ergebnisse: eine breite Koalition 
und eine widerstandsfähige SVP 
 
Das auffälligste Merkmal des Ergebnisses ist nicht 
die Höhe der Niederlage der Initiative, sondern die 
Zusammensetzung der Kräfte auf beiden Seiten. 
Die SVP kämpfte allein. Ihr gegenüber stand eine 
ungewöhnlich breite Koalition, die sich über das 
politische Spektrum von links über die Mitte-
Rechts-Parteien bis hin zu den wichtigsten Vertre-
tungsgremien der Schweizer Wirtschaft er-
streckte. Diese Zweckkoalition war weniger durch 
eine gemeinsame Vision als vielmehr durch die ge-
meinsame Sorge um die Folgen geeint, die die Ini-
tiative ausgelöst hätte – darunter das automati-
sche Auslaufen aller Bilateralen Abkommen I ge-
mäß der Guillotine-Klausel und der prognosti-
zierte Verlust von bis zu 520 Milliarden CHF an 

 
1 Alle Statistiken finden Sie hier. 
2 Lesen Sie unseren vorherigen „Genfer Depesche“    
vom 11. Juni 2026, in dem die relevanten Themen  
vorgestellt werden. 
3 Weitere Einzelheiten finden Sie im Blick-Artikel. 

 

Wirtschaftsleistung über einen Zeitraum von 
zwanzig Jahren. 

Dennoch interpretiert die Koalition die Ergebnisse 
nun unterschiedlich3, und diese Meinungsver-
schiedenheiten werden für die nächste Phase von 
Bedeutung sein. Die Sozialdemokratische Partei 
(SP) wertete das Ergebnis als öffentliche Befürwor-
tung der Menschenrechte und stabiler Beziehun-
gen zur EU. Eine Sichtweise, die von den Grünen 
geteilt wurde, die zudem einen pointierten Aufruf 
zum Handeln hinzufügten: Der Bundesrat und die 
Mitte-Rechts-Parteien müssten nun Schritte zur 
Festigung der europäischen Zusammenarbeit un-
ternehmen, womit impliziert wurde, dass das Er-
gebnis eine Verpflichtung und nicht nur eine 
Atempause darstelle. Die Freisinnigen (FDP) schlu-
gen einen schärferen Ton an und behaupteten, 
die Wähler hätten die Vernunft der Panikmache 

https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/genfer-depesche/detail/-/content/referendum-zur-10-millionen-initiative-am-14-juni-2026
https://www.blick.ch/politik/sorgen-ernst-nehmen-so-wollen-die-parteien-auf-10-millionen-entscheid-reagieren-id22028987.html
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vorgezogen. Die Partei nutzte den Sieg jedoch so-
fort, um Druck an zwei Fronten auszuüben: i) Sie 
forderten Justizminister Beat Jans auf, konkrete 
Maßnahmen in der Asylpolitik und bei der Umset-
zung der Gesetzgebung zu ergreifen, und ii) for-
derten sie die SVP auf, von der Mobilisierung zur 
Problemlösung überzugehen, indem sie echte Lö-
sungen für die durch die Initiative aufgezeigten 
Probleme vorschlage. 

Die Wirtschaftsakteure legten eine offen ambiva-
lente Interpretation vor. Der Schweizerische Ar-
beitgeberverband begrüßte das Ergebnis, machte 
jedoch deutlich, dass die Bedenken eines großen 
Teils der Wählerschaft ernst genommen werden 
müssten und dass nun innenpolitische Reformen 
notwendig seien. Die Gewerkschaften gingen 
noch weiter und interpretierten die 45-prozentige 
„Ja“-Stimme nicht als knapp verfehlten Erfolg, son-
dern als Zeichen echter öffentlicher Unzufrieden-
heit. Für die Gewerkschaften ist das Ergebnis ein 
Aufruf, sich mit Arbeitsbedingungen, Mindestlöh-
nen, dem allgemeinen Lohnniveau und dem Kün-
digungsschutz auseinanderzusetzen. 

Ein gespaltenes Land, aber nicht so, 
wie man es erwarten würde 

Der bekannte Röstigraben4, die kulturelle und po-
litische Trennlinie zwischen der deutsch- und der 
französischsprachigen Schweiz, spielte zwar eine 
Rolle, war jedoch nicht die entscheidende Trennli-
nie bei dieser Abstimmung. Alle französischspra-
chigen Kantone stimmten gegen die Initiative, was 
nicht überrascht, da diese Region enger mit den 
EU-Nachbarländern verflochten ist und sich stär-
ker für die bilateralen Rahmenabkommen ein-
setzt, während die deutschsprachigen Kantone 
historisch gesehen eine größere Aufgeschlossen-
heit gegenüber Einwanderungsbeschränkungen 
gezeigt haben. Die bedeutsamere Trennlinie ist je-
doch die zwischen Stadt und Land5, welche auch 
durch die deutschsprachige Schweiz selbst verlief 

In den Städten der Deutschschweiz war die Ableh-
nung der Initiative besonders deutlich. Die Stadt 
St. Gallen lehnte beispielsweise die Initiative mit 
einer klaren Mehrheit von 68 % ab, während der 

 
4 Wörtlich übersetzt: die „Rösti-Kluft“. Benannt nach dem ty-
pisch deutschschweizerischen Kartoffelgericht, wird dieser Be-
griff in politischen Diskussionen häufig verwendet, um die men-
talitätsbezogenen Unterschiede zwischen den deutsch- und 
französischsprachigen Regionen zu beschreiben, insbesondere 
bei eidgenössischen Abstimmungen. Er verdeutlicht zudem die 
Unterschiede in den Wirtschaftsstrukturen und bei der grenz-
überschreitenden Integration. 

umliegende Kanton sie mit 53,7 % befürwortete. 
Dabei geht es nicht nur um wirtschaftliche Eigen-
interessen oder die Nähe zu grenzüberschreiten-
den Arbeitsmärkten. Wie der Bundesrat selbst ein-
räumte, brachte die städtische Wählerschaft da-
mit auch eine Vision der Schweiz zum Ausdruck, 
die offen, weltoffen und integriert ist und sich von 
der unterscheidet, die die SVP zu vermitteln ver-
sucht hat. Paradoxerweise kamen in den Gemein-
den mit dem stärksten Bevölkerungswachstum 
nicht unbedingt die deutlichsten Nein-Stimmen 
gegen die Initiative. Die Menschen stimmten nicht 
nur aufgrund ihrer gelebten Erfahrungen ab, son-
dern auch danach, welche Art von Land sie sich 
wünschen. 

Diese Spannung zwischen Stadt und Land ist zwar 
kein Alleinstellungsmerkmal der Schweiz, hat hier 
jedoch ein besonderes institutionelles Gewicht. 
Diese Kluft wurde auch vom Bundesrat wahrge-
nommen, der seine Rolle beim Brückenbau zwi-
schen der überwiegend ländlichen und der über-
wiegend städtischen Bevölkerung hervorhob und 
konkrete Maßnahmen zur Eindämmung der Prob-
leme ankündigte6 . 

Über diese politische Kluft hinaus ist anzumerken, 
dass im Vorfeld der Abstimmung viele Parteien 
vom linken bis zum Mitte-Rechts-Spektrum Be-
denken hinsichtlich einer Verschlechterung des 
politischen Diskurses geäußert haben, der durch 
zunehmende Aggressivität, persönliche Angriffe 
und die Belästigung von Politiker*innen in den so-
zialen Medien gekennzeichnet war. Während sol-
che Dynamiken in anderen Demokratien bereits 
bekannt sind, handelt es sich in der Schweiz um 
ein relativ neues Phänomen, und diese Praktiken 
können auf eine Einschränkung des demokrati-
schen Raums hindeuten. Um dieses Problem an-
zugehen, das voraussichtlich auch bei den kom-
menden Abstimmungen wieder auftauchen wird, 
hat die Grüne Partei im Anschluss an das Ergebnis 
eine parlamentarische Offensive7 zu diesem 
Thema gestartet und sieben Anträge vorgelegt, die 
sich gegen Desinformation, gefälschte Social-Me-
dia-Konten, den Einsatz künstlicher Intelligenz in 
politischen Kampagnen, Hassrede und die Finan-
zierung politischer Werbung aus dem Ausland 

5 Hier finden Sie eine Karte mit den Abstimmungsergebnissen 
nach Gemeinden.  
6 Pressekonferenz des Bundesrats im Anschluss an die Abstim-
mungsergebnisse.  
7 Le Temps, 16. Juni 2026: Als zu aggressiv empfunden, veran-
lasst die Kampagne zur „10-Millionen-Schweiz“ die Grünen, in 
die Offensive zu gehen.   

https://www.rts.ch/info/dossiers/2026/votations-federales-du-14-juin/2026/article/votations-federales-les-resultats-par-commune-sur-la-suisse-a-10-millions-29270457.html
https://youtube.com/live/2WBeauTIDI0
https://www.letemps.ch/suisse/jugee-trop-violente-la-campagne-sur-la-suisse-a-10-millions-pousse-les-vert-e-s-a-monter-au-front
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richten. Es bleibt abzuwarten, wie das Parlament 
darauf reagieren wird.  
 

Ausblick: Einwanderung in der 
Schweizer Politik, eidgenössische 
Wahlen und die Ratifizierung der Bila-
teralen III  

Die Ablehnung der Initiative löst die zugrunde lie-
genden Probleme, die sie angehen wollte, nicht. 
Alle politischen Parteien, unabhängig von ihrer 
Ausrichtung, haben die realen Spannungen in den 
Bereichen Wohnen, Verkehr und Infrastruktur an-
erkannt, die die öffentliche Debatte im Vorfeld der 
Abstimmung geprägt haben. Die von der SVP vor-
geschlagene Lösung wurde zwar abgelehnt, die Di-
agnose jedoch nicht. Wenn die Parteien, die gegen 
die Initiative gekämpft haben, vor der bevorste-
henden Abstimmung über die Ratifizierung des 
Rahmenabkommens zwischen der Schweiz und 
der EU (Bilaterale III), die für 2028 erwartet wird, 
nicht nachweisen können, dass sie glaubwürdige 
Antworten auf diese Bedenken haben, werden sie 
sich erneut in demselben Kampf wiederfinden – 
und das möglicherweise unter ungünstigeren Vo-
raussetzungen. 

Die institutionelle Haltung der SVP ist hier auf-
schlussreich: Im September 2025 reichte die Par-
tei eine weitere Volksinitiative zum Grenzschutz 
ein, die darauf abzielt, Missbräuche des Asylsys-
tems einzudämmen; ein Abstimmungstermin da-
für steht noch nicht fest. Die eidgenössischen 
Wahlen im Oktober 2027 werden zu einem we-
sentlichen Teil unter dem Zeichen der Einwande-
rung stehen, und das Ergebnis der 10-Millionen-
Initiative wird das Vertrauen der SVP in das Thema 
Einwanderung als Wahlkampfthema im Vorfeld 
dieser Wahlen in keiner Weise geschwächt haben. 
Die Partei ist bereits in den nächsten Wahlzyklus 
eingestiegen. 

Die vielleicht folgenreichste kurzfristige Auswir-
kung des Ergebnisses betrifft die Beziehungen der 
Schweiz zur Europäischen Union. Die breite Koali-
tion, die sich gegen die 10-Millionen-Initiative ge-
stellt hat, war keine Wertekoalition, und einige Ak-
teure, wie beispielsweise die Gewerkschaften, ste-
hen den Bilateralen III weiterhin zwiespältig ge-
genüber. Dieselben Organisationen, die diesen 
Monat gemeinsam für die Personenfreizügigkeit 
eingetreten sind, könnten sich bei einer Abstim-
mung über die Bilateralen III auf gegensätzlichen 
Seiten wiederfinden. In der gesamten politischen 

Mitte herrscht nun die anerkannte Dringlichkeit, 
diese Koalition zu stärken, bevor sie zerbricht. 

Der Präzedenzfall von 2014 ist lehrreich. Als die 
von der SVP eingebrachte Masseneinwanderungs-
initiative mit hauchdünner Mehrheit angenom-
men wurde, reagierte Brüssel innerhalb weniger 
Wochen mit der temporären Aussetzung der 
Schweizer Teilnahme am Erasmus+-Programm 
und der befristeten Einschränkung der wissen-
schaftlichen Zusammenarbeit. Diese Episode 
zeigte, dass die EU handelt, wenn die Freizügigkeit 
bedroht ist. Diesmal wurde die Initiative abge-
lehnt, und Brüssel blieb eine Reaktion erspart. 
Doch die strukturellen Spannungen zwischen dem 
direktdemokratischen Modell der Schweiz und ih-
ren bilateralen Beziehungen zur EU sind nicht ge-
löst, sondern lediglich in den Hintergrund ge-
drängt worden. Die Abstimmung über die Bilate-
ralen III wird sie wieder an die Oberfläche bringen. 
 

Zum Schluss  

Das Ergebnis vom Sonntag ist ein Sieg für den 
Schweizer Mainstream und für die bilaterale Archi-
tektur, die die wirtschaftlichen Beziehungen des 
Landes mit der EU untermauert, aber kein Frei-
spruch für die zugrunde liegenden Spannungen in 
der Schweizer Gesellschaft. Die SVP hat gezeigt, 
dass fast die Hälfte der Schweizer Stimmbürger 
ihre Sorge um die demografische Entwicklung 
teilt, auch wenn nicht alle ihr vorgeschlagenes 
Heilmittel befürworteten. Der Druck auf den Woh-
nungsmarkt, die Infrastruktur und die sozialen 
Dienste, der die Kampagne beflügelt hat, bleibt be-
stehen. Die nächste Runde der Abstimmungen 
zum Thema Einwanderung ist bereits in Vorberei-
tung. Und der Weg zur Ratifizierung der Bilatera-
len III führt durch eine öffentliche Meinung, die ge-
rade auf schmerzhafte Weise daran erinnert 
wurde, wie umstritten diese Fragen nach wie vor 
sind. 

Die Schweiz hat sich vorerst für Kontinuität ent-
schieden. Ob diese Entscheidung zu einer stabilen 
Regierungsführung führt oder lediglich eine här-
tere Abrechnung hinauszögert, wird von der Be-
reitschaft der gewählten Politiker abhängen, den 
Schritt von der Opposition zur lösungsorientierten 
Politik zu vollziehen. 
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Im Blickpunkt: der eingeschränkte Zugang zum Zivildienst 

Die andere eidgenössische Abstimmung, die am selben Tag stattfand, betraf eine vom Bundesrat und 
vom Parlament vorgeschlagene Reform zur strikten Durchsetzung der verfassungsrechtlichen Wehr-
pflicht für Männer. Die Reform wurde dank breiter Unterstützung aus der Deutschschweiz mit 52,5 % 
angenommen. Hier war der Röstigraben ausschlaggebend für das Ergebnis. Der Sieg mag knapp sein, 
doch die Botschaft ist klar. Vorbei sind die Zeiten, in denen der Zivildienst – zu Recht oder zu Unrecht 
– als eine Art bequeme „Lücke“ in den verfassungsmässigen Wehrpflichten angesehen werden 
konnte. Die von der gesamten Mitte-Rechts-Fraktion unterstützte und an der Urne verabschiedete 
Reform dürfte die Zahl der jährlichen Rekrutierungen für den Zivildienst um 40 %, von 7'000 auf 4'000 
senken. Hauptziel ist es, die Reihen der Armee zu stärken, indem die Abwanderung von Soldaten in 
den Zivildienst nach Abschluss der Grundausbildung eingedämmt wird. Bisher gingen viele diesen 
Weg, um dadurch Auffrischungskurse und obligatorische Schiessübungen zu vermeiden. Die Volksini-
tiative wird bis Mitte 2027 umgesetzt werden.  
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